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Die Zeitung zu Spahns Vorstoß für
eine Pf egereform:
„So schwindet leider derKonsens,
dass die 1995 eingeführte gesetzliche
Pflegekassenur einenTeil der finan-
ziellen Last der Pf ege deckt. Spahn
sieht in der Pflegenunzuvörderst ei-
ne ,gesamtgesellschaftlicheAufgabe‘.
DasArgument soll ihmhelfen, die
ausuferndenKostendenSteuerzah-
lernder nächstenGeneration zuzu-
schieben.Di Jüngerenhaben aber
schonviel zu tragen.“

Die Zeitung aus Düsseldorf zu ei-
nem Homeoffice-Gesetz:
„Ein verbrieftes Recht aufHomeoffi-
ce lässt einenRattenschwanzvon
Folgegesetzen erwarten. Eswird
nicht lange dauern, bis auch andere
Berufsgruppen, für die dasHomeoffi-
ce keineOption ist, einenAusgleich
verlangenwerden. .DemBetriebs-
frieden ist es sicherlichnicht förder-
lich,wenndie einen einweiteres Zü-
ckerchenbekommenunddie ande-
ren leer ausgehen.“

Die Zeitung aus Rom zur neuen
Enzyklika von Papst Franziskus:
„Die Enzyklika ist umfangreichund
berührt viele Themen: Sie verurteilt
denKrieg, die Todesstrafe, dasDesin-
teresse anMigranten, dasAlleinlas-
sen ältererMenschen. In vielenKapi-
teln findet sich eineZusammenfas-
sungdes sozialenDenkens des Paps-
tes, die selbst in einer Zeitwieunse-
rer, in der es an Ideenmangelt, eine
Quelle für eineKirche seinwird, die
heute eher still ist.“

Die Zeitung aus Zürich zu Trumps
Infektion mit dem Coronavirus:
„AnTrumpsMarkenzeichen– feuri-
geAuftritte vor begeistertenAnhän-
gern – ist vorläufignichtmehr zu
denken.AuchpersönlicheTreffen
mitGeldgebernmüssengestrichen
werden,mit finanziellen Folgen für
dieKampagne.Dienächste Fernseh-
debattemit demdemokratischenHe-
rausforderer Joe Bidenmuss verscho-
benoder ganz abgesagtwerden.Da-
mit läuft Trumpdie Zeit davon.“

„Arbeitsminister
HubertusHeilwill
mit seinemGesetz
anordnen,was
längstpraktiziert
wird.“
DIE ZEITUNG ZUM GEPLANTEN
RECHT AUF HOMEOFFICE

ie Bundesregierungwill das
überregionale Stromnetz für
sehr vielGeld ausbauen. 95

Mrd. Euro sindbis zum Jahr 2035ver-
anschlagt, davonallein 15Mrd. Euro
für dieGleichstromerdkabel SuedLink
undSüdOstLink.Der SuedOstLink ist
eine ca. 580km langeHöchstspan-
nungs-Gleichstrom-Übertragungslei-
tung, die denRaumMagdeburgmit
demRaumLandshut verbinden soll.
Der zuständigeÜbertragungsnetzbe-
treiber TenneT charakterisiert in sei-
ner ProjektbeschreibungdenSuedOst-
Linkmit „DasErdkabel für eine siche-
re StromversorgungBayerns“.

Zur StromversorgungBayerns bei
Dunkelflauten ist aber der geplante
Netzausbaunutzlos, vielmehr sind
hierfür zusätzlicheReservekraftwerke
inBayern erforderlich.DasGleich-
strom-Erdkabel SuedOstLink ist nicht
für Bayern erforderlich, sondern für
denunbegrenztenExport vonStrom-
spitzennachÖsterreich.Hierfür fallen
Transportkosten vonüber 100Cent
pro zusätzlich exportierbareKilowatt-
stunde an, für die ander Strombörse
nurwenigeCent erzieltwerdenkön-
nen. Für denExport derartiger Strom-
spitzen sieht derNetzentwicklungs-
plan einenmassivenNetzausbauvor.
Statt teuremNetzausbau solltennicht-
transportierbare Stromspitzenproduk-
tionsnah zurErzeugungvonGasund
Wärmegenutztwerden. JedesKilo-
wattÜberschussstrom, das anderKüs-
te z. B. in erneuerbaresGasumgewan-
deltwird, verringert nämlichdenNetz-
ausbaunachSüdenumeinKilowatt.

Die Investitionskosten vonSued-
OstLink betragen lautÜbertragungs-
netzbetreibern 5Mrd. Euro bei einer 
Transportleistungvon 2GW. Hinzu 
kommen dieKosten für die Dreh-
stromleitungen, die imNordenden 
Strom in denSuedOstLink einspeisen 
und imSüden denStrom bis zur öster-
reichischen Grenze transportieren. Die 
Investitionskosten für eineElektroly-
seanlagem it ebenfalls 2GWwerden 
vomW irtschaftsministerium mit 1,7 
Mrd. Euro im Jahr 2019/2020 angege-
ben, sinkend auf 1 ,0 Mrd. Euro im Jahr 
2030. Selbst bei Zuschüssen in  Höhe 
der vollen Investitionskosten für 2GW  
Elektrolyseanlagen würde danneine 
Netto-Einsparung 

l

gegenüber SuedOst-
Link von über 3Mrd. Euro resultieren. 
Durch küstennaheElektrolyse von 
Stromspitzen statt Abtranspo

l

rt mittels
SuedOstLinkkönnen alsomindestens
3Mrd. Euro zuGunstender deutschen
Stromverbraucher eingespartwerden.
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Ein teures
Stromkabel
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ie Tarifauseinandersetzung imöffent-
lichenDienst ist in vollemGange.Die
Warnstreiks ziehen sichquer durch
dieRepublikundhaben auchAuswir-
kungen inunsererRegion.Vergangene

Woche fuhren einen ganzenTag fast keineBusse in
Regensburg.AmFreitag soll der öffentlicheNahver-
kehr inBayern erneut lahmgelegtwerden.DasHick-
hack zwischenGewerkschaftenundkommunalen
Arbeitgebern folgt altbekanntenMustern. Beide Sei-
ten lassendieMuskeln spielen, einigenmüssen sie
sich amEndedoch.Nur:Dieses Jahr ist keinnorma-
les Jahr.Wir lebenmitten in einer Pandemiemit ak-
tuell steigenden Infektionszahlen.Daher solltendie
Tarifparteien schleunigst ernsthaft verhandeln, an-
statt zulastender Bevölkerung indenAusstand zu
treten.

DieGewerkschaftVerdi undder Beamtenbund
dbb fordern für die bundesweit 2,3MillionenTarifbe-
schäftigten vonBundundKommunen4,8 Prozent
mehrGeld,mindestens aber 150Euro. Pflegekräfte,
Erzieherinnen, dieMüllabfuhr – sie alle leisten einen
wichtigenDienst und sollen auch entsprechend ent-
lohntwerden.Gerade dieMitarbeiter imGesund-
heitsbereichwerden seit der Pandemie für ihrenEin-
satzmit vielenwarmenWortenbedacht, keinWun-
der also, dass sie auch imGeldbeutelWertschätzung
erfahrenmöchten.Auf der anderenSeite ist diewirt-
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schaftliche Situation imLandalles andere als rosig.
Der Bundhat sich enormverschuldet, umdie Folgen
vonCorona abzufedern.DieKommunenhabenviel
wenigerGeld zurVerfügung als inVor-Pandemie-Zei-
tenunddämpfendaher zurecht die Erwartungender
Gewerkschaften.Dazukommt:Die Beschäftigten im
öffentlichenDienstwarennicht inKurzarbeitwie
viele andereArbeitnehmer. Eshandelt sich auchkei-
neswegsnurum„Corona-Helden“.Viele Tarifbe-
schäftigtewurdenwährenddes Lockdownsbei vol-
lenBezügen freigestellt – undmüssen auch jetzt
nichtum ihre Jobs bangen.Damit geht es ihnenbes-
ser als großenTeilender arbeitendenBevölkerung:
Künstler, Gastronomen,Hoteliers oderGeschäftsin-
haberhabenAngst um ihreExistenz.Die Sorge, dass
sichdie Lage imWinternochverschlimmert, ist
groß.Die Pandemieund ihre Folgenbekommen

auchvieleArbeitnehmer inderRegion zu spüren,
zahlreiche Firmenhabenbereits angekündigt, Stel-
len abzubauen:Conti, Krones,Mahle – die Liste ließe
sichproblemlos verlängern.

Es ist schlicht der falscheZeitpunkt fürArbeits-
kämpfe. Besserwäre es gewesen, die Tarifrunde ganz
auszusetzen.Die IGMetall hat es imFrühjahr vorge-
macht:DieMetall-Tarifparteien, sonst nicht gerade
für besondereZurückhaltungbekannt, haben einen
Corona-Not-Abschluss vereinbart.DasKrisenpaket
beinhaltet, dass die Löhne indiesem Jahrnichtmehr
erhöhtwerden.

Davon istman imöffentlichenDienst allerdings
weit entfernt –undbestreikt nochdazuBereiche, die
ohnehinbesonders unterCorona leiden.Home-Of-
fice unddieAngst, sich anzustecken, habendie Fahr-
gastzahlen imNahverkehrnachunten rauschen las-
sen.AuchgeschlosseneKitas belasten erneut die El-
tern, diewährendder Pandemie imFrühjahr ohne-
hinmonatelang ihre Sprösslinge daheimbetreuen
mussten.

Am22.Oktober steht die nächsteVerhandlungs-
runde an. Bis dahinwollendieGewerkschaftenden
Arbeitskampf sogarnoch ausweiten.AmFreitag sol-
len auch inRegensburgwieder Busse imDepot blei-
ben.Die Zeit ließe sichbesser nutzen: Beide Seiten
sollten endlich in sich gehenundvernünftigeVer-
handlungspositionen auf denTisch legen. Ein Lohn-
plus von4,8 Prozent ist völlig überzogen. EineNull-
runde,wie sie dieArbeitgeber gernehätten,wird
wohl auchnicht die Lösung sein. Es braucht auf bei-
denSeitenKompromissbereitschaft –undkeinewei-
teren Streiks. Viele Bürgerhaben für diesesKräfte-
messenderzeit keinVerständnis. Sie haben andere
Sorgen.

LEITARTIKEL

Der falsche Zeitpunkt
ÖFFENTLICHER DIENSTWarnstreiks legen Busse lahm, am Freitag auch wieder in Regensburg. Mitten in der
Pandemie sind solche Arbeitskampf-Rituale fehl am Platz. Die Forderungen sind überzogen.

DAGMAR UNRECHT

„
DieBeschäftigten im
öffentlichenDienstwaren
nicht inKurzarbeitwie
viele andereArbeitnehmer.
Eshandelt sichauch
keineswegsnurum
‚Corona-Helden‘.“
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